Hansestadt Antrige
St ra I S u n d Vorlage Nr.: AN 0005/2018

offentlich
Titel: Anderung der Verwaltungsgebiihrensatzung - Ehrenamt starken
Einreicherin: Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Federfihrung: Fraktion Blndnis 90/ Die Griinen Datum: 09.01.2018
Einreicher: Fraktion Bindnis 90/ Die Grinen
Beratungsfolge Termin

Beschlussvorschlag:
Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:

Die Vorlage B 0058/2017 ,Verwaltungsgeblhrensatzung der Hansestadt Stralsund“ wird wie
folgt geandert:

Unter § 4 ,Personliche Gebuhrenfreiheit” wird unter Absatz 1 folgender vierter Punkt
erganzt:

J4. die als gemeinnutzig anerkannten Koérperschaften und Wohlfahrtsverbande, soweit
die Leistung der Verwaltung unmittelbar der Durchfiihrung der Satzungszwecke
dient.”

Begrindung:

In der bisherigen Fassung der Satzung kdnnen neben dem Bund und dem Land
Mecklenburg-Vorpommern vor allem die Kirchen von Verwaltungsgebuhren befreit werden.
Diese Regelungen erscheinen sinnvoll und haben sich, vor allem auch in Hinblick auf
gesellschaftliche und caritative Aktivitaten, bewahrt.

Die Hansestadt Stralsund bemdht sich seit Langem darum, das birgerschaftliche
Engagement zu unterstitzen. Um das Ehrenamt und die gemeinnutzige Arbeit einfach und
effektiv zu fordern, sollen nun auch die gemeinnutzigen Korperschaften und
Wohlfahrtsverbande von solchen Gebuhren befreit werden.



	FLD_VONAME
	Zuständig
	Typ
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

